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KURZE BEGRÜNDUNG 

Mit zwei Anträgen vom 28. März 2011 hat der Gerichtshof der Europäischen Union mehrere 

Änderungen seiner Satzung sowie die Annahme einer Verordnung über Richter ad interim am 

Gericht für den öffentlichen Dienst vorgeschlagen. Nach dem Inkrafttreten des Vertrags von 

Lissabon müssen diese Änderungen zum ersten Mal vom Europäischen Parlament und vom 

Rat im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren verabschiedet werden.  

 

Die vorgeschlagenen Änderungen betreffen in unterschiedlichem Maße die drei Gerichte, die 

derzeit den Gerichtshof der Europäischen Union bilden: den Gerichtshof, das Gericht sowie 

das Gericht für den öffentlichen Dienst.  

 

Neben inhaltlichen Änderungen betreffen zwei Vorschläge Personalveränderungen bzw. 

-erhöhungen, die zusätzliche Mittel erfordern und somit direkt den EU-Haushalt betreffen: 

 

1. Einrichtung der Funktion eines Vizepräsidenten des Gerichtshofes 

 

Der Gerichtshof schlägt vor, zusätzlich die Funktion eines Vizepräsidenten des Europäischen 

Gerichtshofes einzurichten. 

 

a. Begründung: 

Der Gerichtshof argumentiert, dass die Arbeitsbelastung seines Präsidenten im Laufe der Zeit 

stark zugenommen hat, und es daher sinnvoll sein dürfte, wenn er in der Ausübung seines 

Amtes künftig von einem Vizepräsidenten vertreten oder unterstützt werden könnte. 

 

Der Präsident des Gerichtshofes nimmt zahlreiche Aufgaben wahr, die für eine reibungslose 

Arbeitsweise des Gerichts von zentraler Bedeutung sind. Er ist im Wesentlichen 

verantwortlich für die Erledigung der Verfahren wegen einstweiliger Anordnungen und der 

Rechtsmittelverfahren gegen einstweilige Anordnungen. Es ist vorgekommen, dass 

Rechtsmittel, die gegen Beschlüsse des Gerichts über einstweilige Anordnungen eingelegt 

wurden, mitunter erst nach über einem Jahr verhandelt wurden. Die Einrichtung des Amtes 

eines Vizepräsidenten soll die Situation diesbezüglich verbessern.  

 

b. Budgetäre Auswirkung: 

Gemäß Auskunft des Gerichtshofes entstehen mit der Schaffung der Funktion eines 

Vizepräsidenten des Gerichtshofes jährliche Mehrkosten in Höhe von EUR 38 000. Diese 

setzen sich zusammen aus Änderungen bei Gehalt, Zulagen und Aufwandsentschädigungen. 

 

2. Erhöhung der Anzahl der Richter am Gericht um 12 Richter  

 

a. Begründung:  

Der Gerichtshof argumentiert, dass seit einer Anzahl von Jahren das Ungleichgewicht 

zwischen vom Gericht bearbeiteten Fällen und neueingehenden Verfahren immer stärker 

auseinander klafft und dass die Anzahl unbearbeiteter Fälle kontinuierlich steigt. Am 

Jahresende 2010 waren 1 300 Fälle anhängig, während 527 Fälle im Laufe des Jahres 

behandelt wurden. Zwischen 2004 und 2010 stieg die durchschnittliche Bearbeitungszeit von 

20,9 Monaten auf 27,2 Monate. Zwischen 2000 und 2010 stieg die Anzahl neuer Fälle um 
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65 % an. Der Gerichtshof geht davon aus, dass auch künftig die Anzahl der Verfahren pro 

Jahr weiter zunimmt:  

 

Nach sorgfältiger Abwägung hat er sich für den Vorschlag zur Erhöhung der Richteranzahl 

entschieden, weil nur so die dringend erforderliche Effizienz, Dringlichkeit, Flexibilität und 

Beständigkeit in der Rechtsprechung des Gerichtshofes gegeben sei. 

 

b. Budgetäre Auswirkung: 

Die vorgeschlagene Erhöhung der Anzahl der Richter um 12 Personen einschließlich der für 

diesen Personenkreis erforderlichen neuen Planstellen für Mitarbeiter, Mobiliar, etc. führt im 

ersten Jahr zu Mehrkosten in Höhe von EUR 16,052 Millionen, in den Folgejahren dann zu 

Mehrkosten in Höhe von EUR 13,652 Millionen.  

 

Der Voranschlag des Gerichtshofes für den Haushalt 2012, also dem Zeitpunkt, wo die 

geänderte Satzung voraussichtlich in Kraft treten könnte, sieht einen Haushalt in Höhe von 

insgesamt rund 354 Millionen EUR vor.  

 

Die vom Gerichtshof vorgeschlagene Erhöhung der Anzahl der Richter am Gericht würde 

somit eine Erhöhung von rund 3,8 % des jährlichen Budgets des Europäischen Gerichtshofes 

in einem Folgejahr betragen. Sollten Parlament und Rat der vom Gerichtshof vorgeschlagenen 

Änderung der Satzung zustimmen, würden die hieraus sich ergebenden Mehrkosten im Jahr 

2012 durch einen Nachtragshaushalt geregelt werden müssen. 

 

c. Empfehlung: 

Die Berichterstatterin ist sich der Auswirkungen der Vorschläge des Gerichtshofes auf den 

Haushalt der Union, insbesondere vor der aktuellen Situation der schwierigen wirtschaftlichen 

Lage in der Mehrzahl der Mitgliedstaaten sowie eines äußerst angespannten EU-Budgets, sehr 

wohl bewusst. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass zum einen die Gewährung eines 

wirksamen Rechtsschutzes einschließlich eines in akzeptabler Zeit gesprochenen Rechts von 

allergrößter Bedeutung ist, und dass zum anderen die nachteiligen wirtschaftlichen 

Konsequenzen einer ineffizienten Justiz, selbst wenn sie nicht so leicht erkennbar sind wie 

eine Aufstockung von Haushaltsmitteln, höchstwahrscheinlich größere Kosten verursachen 

als eine solche Aufstockung.  

 

******* 

 

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Rechtsausschuss vorzuschlagen, dass das 

Parlament seinen Standpunkt in erster Lesung annimmt und sich dem Antrag des Gerichtshofs 

anschließt. 
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